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Vorwort

Der Ausdruck „akademischer Nationalsozialismus“ ist anstößig. Er war es auch für mich. Er ist aber 

sachlich angemessen. Es gab den akademischen Nationalsozialismus. Er war mächtig. Er war mäch­

tiger als andere Formen des Nationalsozialismus, sofern diese überhaupt als selbständige Formen 

existierten und nicht nur orchestrierte Erscheinungen des akademischen Nationalsozialismus für 

Nichtakademiker waren. Um das wissenschaftlich nachzuweisen, muss ich einen erheblichen Auf­

wand leisten.

Der Kopf des akademischen Nationalsozialismus war während des »Dritten Reichs« der Ausschuss 

für Rechtsphilosophie der Akademie für Deutsches Recht (AfDR). Er bestand vom Mai 1934 bis in den 

Januar 1943 hinein. Er hatte zwölf Dauermitglieder. Darunter die hingerichteten Hauptkriegs-A/er- 

brecher und Reichsminister Hans Frank (1900-1946) und Alfred Rosenberg (1893-1946) sowie die 

Professoren Dr. phil. Martin Heidegger (1889-1976) und Dr. jur. Carl Schmitt (1888-1985).

Als ein Sinnbild des akademischen Nationalsozialismus kann das Foto auf dem Umschlag dienen. Es 

zeigt einen Moment der konstituierenden Sitzung der Abteilung für Rechtsforschung der AfDR in der 

Aula der Berliner Universität am 19. Juni 1937. In der ersten Reihe sind von links nach rechts zu sehen: 

Reichsgerichtspräsident Dr.jur. Erwin Bumke (1874-1945), der ReichsministerfürWissenschaft, Erzie­

hung und Volksbildung Bernhard Rust (1883-1945), der Reichsminister der Justiz Dr.jur. Franz Gürt- 

ner (1881-1941), Prorektor Prof. Dr. Willy Hoppe (1884-1960), Reichsminister ohne Geschäftsbereich 

Dr.jur. Hans Frank (1900-1946), Prof. Dr.jur. GrafWenzeslausvon Gleispach (1876-1944), Geheimrat 

Prof. Dr.jur. Ernst Heymann (1870-1946) und Professor Dr.jur. Axel Freiherr von Freytagh-Lormghoven 

(1878-1942). Nicht nur Altersstruktur, Geschlecht, Bildung, Beruf sind zumindest annähernd reprä­

sentativ für den akademischen Nationalsozialismus. Auch die Selbstpräsentation der Abgelichteten 

passt. Es sind Insignien der Akademiker, der NSDAP und des Deutschen Kaiserreichs zu sehen. Rust 

und Frank trugen helle Parteiuniformen mit Hakenkreuz-Armbinden, Frank zeigte auch sein goldenes 

Parteiabzeichen, am Kragen einen Reichsadler. Bumke und Gürtner erschienen im feinen Zwirn des 

gehobenen Bürgertums. Viele Männer erschienen in Talaren. Prorektor Hoppe trug über dem Talar zu­

sätzlich eine Amtskette. Vermutlich vertrat er den Rektor, Prof. Dr. med. Wilhelm Krüger (1898-1977). 

Heymann zeigte über seinem Talar stolz über seinem Herzen drei „Ehrenzeichen“, außen das „Ver­

dienstkreuz für Kriegshilfe“, das 1916 von Kaiser Wilhelm II. gestiftet worden war.

Zwei der acht Männer der ersten Reihe waren Dauermitglieder des Ausschusses für Rechtsphiloso­

phie. Der Fachmann für Rechtsgeschichte Heymann war Dauerrechtsphilosoph und mit Gründung 

der Abteilung für Rechtsforschung am 19. Juni 1937 auch Obmann der Klasse I „Erforschung der Ge­

schichte und der Grundfragen des Rechts“. Laut Forschungsmeinung zur AfDR wurde der Ausschuss 

für Rechtsphilosophie mit der Klasse I im Jahr 1938 vereinigt. Frank war Dauervorsitzender des Aus­

schusses für Rechtsphilosophie. Im Oktober 1939 wurde er Generalgouverneur der von der Wehr­

macht besetzten Gebiete Polens. Er erhielt den Beinamen »Polenschlächter«.

Dieanderen Dauermitgliederdes Ausschusses für Rechtsphilosophie waren: Prof. Dr.jur. Dr. phil. Erich 

Jung (1866-1950), Prof. Dr.jur. Wilhelm Kisch (1874-1952), Prof. Dr.jur. Viktor Bruns (1884-1943), Prof. 

Dr.jur. Dr. phil. Carl August Emge (1886-1970), Prof. Dr. phil. Hans Freyer (1887-1969), Prof. Dr. phil. 

Erich Rothacker (1888-1965), Dr. med. Max Mikorey (1899-1977).

Dossenheim, am 9. November 2022

Miriam Wildenauer
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Einleitung

Am 3. Mai 1934 hielten Hans Frank (1900-1946) und Alfred Rosenberg (1893-1946)1 2 im Nietzsche- 

Archiv in Weimar Programmreden zur Konstituierung des Ausschusses für Rechtsphilosophie der Aka­

demie für Deutsches Recht (AfDR). Hans Frank warzu diesem Zeitpunkt u. a. Reichsjustizkommissar, 

Präsident der AfDR und Vorsitzender des Ausschusses für Rechtsphilosophie. Alfred Rosenberg war 

seitdem 24. Januar 1934 „Beauftragter des Führers für die Überwachung der gesamten geistigen und 

weltanschaulichen Schulung und Erziehung der NSDAP“/ Er wurde und blieb einfaches Mitglied des 

Ausschusses für Rechtsphilosophie der AfDR.

1 Nach dem gregorianischen Kalender, nach dem julianischen Kalender wurde Alfred Rosenberg im Jahr 1892 ge­
boren.- Übrigens: Wenn mir bekannt, gebe ich im Anschluss an Personennamen in vielen Fällen auch deren Lebens­
daten, d.h. ihrGeburts- und ihr Todesjahr, an. Das dient der eindeutigen Identifikation der Person. Es dient aber u. a 
auch dem Zweck, zu erfassen, wie altdie bezeichnete Person zum thematischen Zeitpunktwar: Gehörte sie z.B. eher 
zu den erfahrenen Senioren oder zu den Nachwuchskräften des akademischen Nationalsozialismus? Manchmal gebe 
ich genauere Lebensdaten an, wenn ich diese für relevant halte.2 Vgl. Piper, Alfred Rosenberg, 2015, S. 290.3 Vgl. Trial of The Major War Criminals before the International Military Tribunal vom 14.11.1945-1.10.1946,42 vol- 
umes, 1947-1949, Volumei (1947), S. 356.4 Vgl. Nürnberger Urteil. (Sitzung des Internationalen Militärgerichtshofes in Nürnberg Deutschland, Urteil), 1946, 
S. 133.5 Vgl. „Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht" (ZAfDR), 2. Jg., Heft 1 vom Januar 1935, Titelseite.6 Vgl. ZAfDR, Heft 18 vom 1. Oktober 1939, S. 646:

Reichsminister Dr. Frank Generalgouverneur für die besetzten polnischen Gebiete

Der Führer und Reichskanzler hat Reichsminister Dr. Frank durch Erlaß vom 12. Oktober 1939 (RGBl. 
IS. 2077) zum Generalgouvemeur für die besetzten polnischen Gebiete bestellt. Der Erlaß tritt mit der 
Zurückziehung des dem Oberbefehlshaber des Heeres erteilten Auftrages zur Ausübung der Militär­
verwaltung in Kraft.

Zwölf Jahre nach ihren Programmreden für eine nationalsozialistische Rechtsphilosophie wurden 

Hans Frank und Alfred Rosenberg zusammen mit zehn weiteren Männern im Nürnberger Prozess 
gegen die Hauptkriegsverbrecher am 1. Oktober 1946 zum Tod durch den Strang verurteilt.3 In der 

Urteilsbegründung wurde Rosenberg zutreffend als „anerkannter Parteiphilosophen“ charakteri­
siert.4 Die Urteile gegen Frank und Rosenberg wurde am 16. Oktober 1946 vollstreckt.

Zwischenzeitlich waren beide Reichsminister geworden. Der promovierte Jurist Hans Frank war seit 
dem Dezember 1934 Reichsminister ohne Geschäftsbereich.5 Seit Oktober 1939 war er zusätzlich Herr 

des sog. „Generalgouvernements“.6 Das Generalgouvernement (GG) umfasste diejenigen besetzten 

Gebiete Polens, die nach den wertenden Vorurteilen deutscher Rassisten nicht Teil des Deutschen 

Reicheswerden durften, weil sie von angeblich »rassisch minderwertigen Menschen« besiedelt seien. 

Stattdessen sollte das Generalgouvernement dauerhaft durch deutsche Herren zu Gunsten des »Drit­

ten Reiches« verwaltet, d.h. ausgebeutet, werden. Andere besetzte Gebiete Polens waren ins Deut­

schen Reich »eingegliedert« worden. Im Verständnis ihrer neuen Herren mussten auch sie von »ras­

sisch Minderwertigen« gesäubert werden, um dieser Eingliederung gerecht zu werden.

Derdiplomierte Architekt Alfred Rosenberg war seit dem 17. Juli 1941 Reichsminister für die besetzten
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Ostgebiete.7 Als solcher war Rosenberg Herr der Zivilverwaltung über diejenigen Gebiete, die im Zuge 

des Überfalls auf die Sowjetunion ab dem Sommer 1941 (das sog. »Unternehmen Barbarossa«) neu 

besetzt wurden. Damit waren Hans Frank und Alfred Rosenberg ab dem Sommer 1941 räumlich be­

nachbarte Herrenmenschen in denjenigen Gebieten des Ostens, in denen ein Großteil der massen­

haften Ermordungen von Menschen planmäßig durchgeführt wurde.

7 Alfred Rosenberg wurde durch den „Erlass des Führers über die Verwaltung der neubesetzten Ostgebiete“ vom 
17. Juli 1941 zum „Reichsminister für die besetzten Ostgebiete“ bestellt. Dieser Erlass wurde damals nicht veröffent­
licht. Der Wortlaut des Erlasses findet sich angeblich aber u. a. in dem „Kriegstagebuch des Oberkommandos der 
Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940-1945“ das zunächst von Hellmuth Greinert (1906-1967) und ab 1943 
von Percy Ernst Schramm (1894-1970) geführt wurde. Im Jahr 1965 wurde das Kriegstagebuch im Auftrag des 1954 
gegründeten Arbeitskreises für Wehrforschung durch Percy Ernst Schramm herausgegeben. Der Paragraf 4 des Füh­
rererlasses vom 17. Juli 1941 lautet folgendermaßen; zitiert nach Schramm, 1965, S. 1027:

§ 4. Zum Reichsminister für die besetzten Ostgebiete bestelle ich den Reichsleiter Alfred Rosenberg. 
Er hat seinen Sitz in Berlin.

Dieersten beiden Paragrafen des Erlasses lauten folgendermaßen; zitiert nach: Schramm, 1965, S. 1027:

Um die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben in den neubesetzten Ostgebieten wiederherzu­
stellen und aufrechtzuerhalten, ordne ich an:

§ 1. Sobald und soweit die militärischen Kampfhandlungen in den neubesetzten Ostgebieten beendet 
sind, geht die Verwaltung dieser Gebiete von den militärischen Dienststellen auf die Dienststellen der 
Zivilverwaltung über. [... ]
§ 2. Die Zivilverwaltung in den neubesetzten Ostgebieten untersteht, soweit diese Gebiete nicht in die 
Verwaltung der angrenzenden Gebiete des Reiches oder des Generalgouvernements [dessen Herr Hans 
Frank war; mw] einbezogen werden, dem „Reichsminister für die besetzten Ostgebiete“.

Der letzte Paragraf des Erlasses lautet folgendermaßen; zitiert nach: Schramm, 1965, S. 1028:

§ 11. Die zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen Bestimmungen werden vom 
Reichsminister für die besetzten Ostgebiete im Einvernehmen mit dem Reichsminister und Chef der 
Reichskanzlei [Hans Heinrich Lammers (1879-1962); mw] und dem Chef des Oberkommandos der 
Wehrmacht [Wilhelm Keitel (1882-1946); mw] erlassen.

Im Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher brachte die Anklage am 14. Dezember 1945 

ein geheimes Gutachten der Akademie für Deutsches Recht vom Januar 1940 als Beweismittel ein. 

Es sollte belegen, dass die als Hauptkriegsverbrecher Angeklagten die massenweise Umsiedlung von 

Menschen, insbesondere von Polen und Juden, ins Generalgouvernement geplant hatten, die in Ge­

bieten Polens lebten, die dem Reichsterritorium »eingegliedert« worden waren. Es sollte zusätzlich 

belegen, dass die Angeklagten geplant hatten, gesunde Polen ohne ihre Zustimmung ins Deutsche 

Reich zur Zwangsarbeit zu deportieren. Ergänzend wies die Anklage darauf hin, dass Hans Frank im 

relevanten Zeitraum Präsident der AfDR war:

Turning from the defendants’ program of economic spoliation in the Government General to 

their program of deportation and resettlement, I next offer in evidence Document Number 

661-PS, which is Exhibit Number USA-300. This is a secret report, prepared by the Academy 

of German Law in January 1940, upon plans for the mass migration of Poles and Jews from 

incorporated areas of Poland to the Government General and for the forcible deportation 

of able-bodied Poles to Germany. This document was obtained from the ministerial collect- 

ing center at Kassel, Germany. The date does not appear in the English translation, but it is
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clearly set forth on the cover page of the original document as January 19408: Before quoting 

from this document, I ask first that the Tribunal take judicial notice of the decree of 11 July 

1934, embodied in the Reichsgesetzblatt, Part I, Page 605, 11 July 1934, which provided that 

the Academy of German Law would be a public Corporation [Körperschaft öffentlichen Re­
chts; mw9] | S. 579 of the Reich under the supervision of the Reich Ministers of Justice and 

the Inferior, and that its task would be:

8 Jahrzehnte später hat der Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Werner Schubert (*1936) eine überarbeitete Fassung 
dieses Gutachtens aus dem Sommer 1940 in seiner Reihe,Akademie für Deutsches Recht 1933-1945. Protokolle der 
Ausschüsse“ veröffentlicht, und zwar in Band 14; vgl. Schubert, Ausschüsse für Völkerrecht und Nationalitätenrecht 
(1934-1942), 2002, S. 477 - 504.9 Alle Einschübe in eckigen Klammern mit der Kennzeichnung „[..mw]“ stammen vor mir. Auslassungen mit der 
Kennzeichnung „[...]“ sind meine Auslassungen. Auslassungen, die ich in Texten vorfinde, mache ich durch 
kenntlich - auch dann, wenn der Ausgangstext eine andere Formatierung für die Auslassung aufweist.10 Die Quellenangabe ist korrekt, die Übersetzung gut, jedenfalls nicht tendenziös gegen die Angeklagten. Es han­
delt sich um § 2 des „Gesetzes über die Akademie für Deutsches Recht“. In der beigegebenen Satzung ist dieselbe 
AufgabenbestimmungTeildes §1; vgl. Gesetz überdie Akademie für Deutsches Rechtvom 11. Juli 1934 mit Satzung 
als Anlage, 1934, in: RGBl. 11934, S. 605f.:

§ 2. Aufgabe der Akademie ist, die Neugestaltung des deutschen Rechtslebens zu fördern und in enger 
dauernder Verbindung mit den für die Gesetzgebung zuständigen Stellen das nationalsozialistische 
Programm auf dem gesamten Gebiete des Rechts zu verwirklichen.

Ich stelle diese Quelle ausführlich in meinem Kapitel 1.4.2 vor.11 Vgl. die Wiedergabe des Dokuments 2749-PS in: Trial of The Major War Crim inals before the International Militär/ 
Tribunal vom 14.11.1945 -1.10.1946,42 volumes, 1947-1949, Volume 31 (1948), S. 90. Es handelt sich um das Titelblatt 
des Jahresinhaltsverzeichnisses des 7. Jahrgangs der „Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht“, das Ende 1940 
oder An fang 1941 erstellt wurde. Die Wiedergabe ist sachlich richtig.12 Vgl. Trial of The Major War Crim inals before the International Military Tribunal vom 14.111945-110.1946,42 vol­
umes, 1947-1949, Volume 3 (1947), S. 578f.

“To promote the reconstruction of German legal life and to realize, in constant close col- 

laboration with the competent legislative organizations, the National Socialist program in 
the entire sphere of the law.”10

Second, before quoting from the afore-mentioned report of the Academy of German Law, I 

should like to offer in evidence Document Number 2749-PS, which is Exhibit Number USA- 
301. This is the title page of the publication of the Academy of German Law for 1940.11 It is 

offered for the purpose of showing that defendant Frank was the President of the Academy 

of German Law during the period that the above-mentioned secret report of the Academy 
was made. [...]12

Die Akademie für Deutsches Recht hatte Hans Frank am 26. Juni 1933 als Reichsjustizkommissar und 

als Justizminister Bayerns u. a. zusammen mit seinem ehemaligen Juraprofessorder Münchener Lud­

wig-Maximilians-Universität Prof. Dr. Wilhelm Kisch (1874-1952) als Körperschaft öffentlichen Rechts 

des Freistaats Bayern gegründet (siehe meine Kapitel 1.4.1 und 5.3).

Der Name der Akademie nannte ihren Zweck: „für Deutsches Recht“. Diese Zweckbestimmung war 

eine Generalisierung des 19. Punktes des 25-Punkte-Programms der Nationalsozialistischen Deut­

schen Arbeiterpartei (NSDAP) vom 24. Februar 1920:
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19. Wir fordern Ersatz für das der materialistischen Weltordnung dienende römische Recht 
durch ein deutsches Gemein-Recht.13

13 Das Parteiprogramm der NSDAP vom 24. Februar 1920 wurde damals als Plakat veröffentlicht. Ich zitiere es 
nach diesem Plakat. Ein Foto dieses Plakats gibt es unter folgendem Link: https://www.dhm.de/lemo/bestand/ob- 
jekt/gruendungsprogramm-der-nsdap-1920.html - letztmalig abgerufen am 20.08.2022.14 Die erste Satzung der AfDR gehörte als Anlage zum entsprechenden Gesetz; vgl. Gesetz über die Akademie für 
Deutsches Recht vom 22. September 1933 veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Bayern, 
Nr. 37 vom 25. September, 1933, S. 277. - Ich stelle das erste Gesetz und die erste Satzung der AfDR ausführlich in 
meinem Kapitel 1.4.1 vor.15 Vgl. Frank H., Nationalsozialistisches Handbuch für Recht und Gesetzgebung. (Erstauflage mit Imprimatur vom 
15.12.1934), 1935.16 Die Informationen habe ich einem Handbuch-Beitrag von Dr.jur. Karl Lasch (1904-1942) über die AfDR entnom­
men; vgl. Lasch, Akademie für Deutsches Recht, 1935, in: Nationalsozialistisches Handbuch für Recht und Gesetz­
gebung 1935, S. 1576-1579. In meinem Kapitel 7 in Band 2 stelle ich das Handbuch und den Beitrag von Karl Lasch 
ausführlich vor.

Die Gemeinsamkeiten zwischen NSDAP und AfDR beschränkten sich nicht auf ihre Zweckbestimmun­

gen. Die AfDR war durch Gesetz und Satzung und damit wesentlich ein Verwirklichungsmittel des 

nationalsozialistischen Programms auf den Gebieten des Rechtes und der Wirtschaft. Das war bereits 

in der ersten Satzung der AfDR aus dem Jahr 1933 festgelegt worden:

§ 2 Aufgabe der Akademie für Deutsches Recht ist, die Neugestaltung des deutschen Rechts­

lebens zu fördern und in enger dauernder Verbindung mit den für die Gesetzgebung zustän­

digen Stellen das nationalsozialistische Programm auf dem gesamten Gebiete des Rechtes 
und der Wirtschaft zu verwirklichen.14

Die Anklage zitierte § 2 in der leicht gekürzten Fassung vom 11. Juli 1934. Die Wirtschaft wurde nicht 

mehr als zweites Verwirklichungsgebiet genannt.

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben wurden in der AfDR zahlreiche Ausschüsse gegründet, die sich in der 

Regel mit Teilgebieten der nationalsozialistischen Rechtsetzung befassten. So gab es laut dem „Na­

tionalsozialistischen Handbuch für Recht und Gesetzgebung“, dessen Erstauflage seine Imprimatur 
durch die NSDAP im Dezember 1934 erhielt15, zum Beispiel Ausschüsse für Bürgerliches Recht (Vor­

sitzender: Prof. Dr. jur. Justus Wilhelm Hedemann, 1878-1963), für Bürgerliche Rechtspflege (Vorsit­

zender: Prof. Dr. jur. Wilhelm Kisch, 1874-1952), für Strafrecht (Vorsitzender: Dr. jur. Roland Freister, 

1893-1945), für Staats- und Verwaltungsrecht (Vorsitzender: Prof. Dr. jur. Carl Schmitt, 1888-1985) 
und für Völkerrecht (Vorsitzender: Prof. Dr. jur. Viktor Bruns, 1884-1943).16

Der Ausschuss für Rechtsphilosophie als solcher konnte sich zwar nicht wie die anderen Ausschüsse 

der AfDR mit Teilgebieten der Rechtsetzung befassen. Er konnte aber zur Verwirklichung des natio­

nalsozialistischen Programms auf den Gebieten des Rechts (und der Wirtschaft) beitragen, indem er 

dieses Programm näher bestimmte und andererseits Verwirklichungschancen und -hindermsse iden­

tifizierte, förderte und behinderte. Mit Hans Frank und Alfred Rosenberg (1893-1946) waren jeden­

falls zwei Programmatiker der NSDAP Mitglieder des Ausschusses für Rechtsphilosophie. Über ihre 

programmatischen Reden zur Konstituierung des Ausschusses für Rechtsphilosophie am 3. Mai 1934 

berichteten zeitnah mehrere Zeitungen und Zeitschriften. Es wurden sogar Langversionen der Reden 

noch im Mai 1934 abgedruckt (siehe mein Kapitel 4).

Die AfDR war verpflichtet, das nationalsozialistische Programm in enger dauernder Verbindung mit

https://www.dhm.de/lemo/bestand/ob-jekt/gruendungsprogramm-der-nsdap-1920.html
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den für die Gesetzgebung zuständigen Stellen zu verwirklichen. Eine der wichtigsten Stellen für die 

nationalsozialistische Gesetzgebungwardas Reichskabinett. Hans Frankgehörte dem Reichskabinett 

ab Dezember 1934, Alfred Rosenberg ab dem 17. Juli 1941 an. Beide blieben Reichsminister bis zum 
Ende des »Dritten Reichs«.17

17 In von mir gesetzten Spitzzeichen »« gebe ich Lieblingsworte und Lieblingsphrasen akademischer Nationalso­
zialisten wieder. In Zitaten können Spitzzeichen andere Bedeutungsfunktionen erfüllen.18 Vgl. ZAfDR, Heft 18 vom 1. Oktober 1939, S. 646:

Die Arbeit der Akademie für Deutsches Recht

Der Präsident der Akademie für Deutsches Recht, Reichsminister Dr. Frank, hat angeordnet, daß in 
die Arbeit der in der Abteilung für Rechtsgestaltung zusammengefaßten Ausschüsse der Akademie alle 
Rechtsfragen einbezogen werden, die durch den Ausbruch des Krieges entstanden sind, in erster Linie 
also die Probleme des Aufbaues und der Organisation der Reichsverteidigung. Der stellv. Präsident 
der Akademie für Deutsches Recht, Professor Dr. C. A. Emge, Berlin, den Reichsminister Dr. Frank 
für die Dauer seiner Tätigkeit als Generalgouverneur für die besetzten polnischen Gebiete mit seiner 
Vertretung als Präsident der Akademie betraut hat, wird im nächsten Heft unserer Zeitschrift einen 
umfassenden Bericht über den gegenwärtigen Stand und die geplante Ausgestaltung der Akademie­
arbeiten veröffentlichen.

Ich stelle Heft 18 des Jahres 1939 der ZAfDR ausführlich in meinem Kapitel 10 vor.
Im August1942 kam es übrigenszu einigen Wechseln in einigen Führungspositionen des »deutschen Rechtslebens«. 
So wurde Dr.jur. Otto Georg Thierack (1889-1946) Reichsjustizminister in Nachfolge von Franz Gürtner (1881 -1941), 
der Anfang 1941 gestorben war, und dessen Staatssekretär Dr.jur. Franz Schlegelberger (1876-1970), der kommissa­
risch dasAmtdes Reichsjustizministers ausgeübt hatte. Im Oktober1942 machteThierack Dr.jur. Curt Rothenberger 
(1896-1959) in Nachfolge von Prof. C. A. Emge zum stellvertretenden Präsidenten der AfDR.19 Vgl. Trial ofThe MajorWarCriminals betöre the International Military Tribunal vom 14.111945-110.1946,42 vol- 
umes, 1947-1949,Volume 26: Documents Numbers405-PSto 1063 (d)-PS (1947), S. 206-242.

Nachdem Reichsminister Dr. jur. Hans Frank im Oktober 1939 zum „Generalgouverneur für die be­

setzten polnischen Gebiete“ durch den Führerder NSDAP und den Reichskanzler Adolf Hitler ernannt 

worden war, betraute Frank „für die Dauer seiner Tätigkeit als Generalgouverneur“ den Professorder 

Juristischen Fakultät der Universität zu Berlin Dr. jur. Dr. phil. Carl August Emge (1886-1970) „mit 

seiner Vertretung als Präsident“ der Akademie für Deutsches Recht. Zugleich hatte Hans Frank ange­

ordnet, dass in die Arbeit aller Ausschüsse der AfDR „alle Rechtsfragen einbezogen werden“ sollten, 
„die durch den Ausbruch des Krieges entstanden sind“.18

Das geheime Gutachten der Akademie für Deutsches Recht vom Januar 1940, aus dem die Anklage im 

Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher zitierte, gehörte zu den ersten Arbeitsleistun­

gen eines Ausschusses der AfDR nach Kriegsbeginn unter dem Vertretungspräsidenten Prof. Emge. 

Es trug den sachlich passenden Titel „Rechtsgestaltung deutscher Polenpolitik nach volkspolitischen 

Gesichtspunkten. Im juristischen Teil als Vorlage für den nationalitätenrechtlichen Ausschuß der Aka­

demie für Deutsches Recht. - Abgeschlossen Januar 1940“. Das Gutachten wurde als Beweismittel in 
den Gerichtsakten im Jahr 1947 vollständig veröffentlicht.19

Verfasser des Gutachtens war Werner Hasselblatt (1890-1958). Der Ausschuss für Nationalitätenrecht 

war 1935 von Prof. Emge gegründet worden. Bis zum 14. Juni 1938 war Emge Vorsitzender dieses Aus­

schusses. Sein Nachfolger wurde SS-Oberführer Dr. jur. Herman Behrends (1907-1948). Emge blieb 

Ehrenvorsitzender dieses Ausschusses. Er war das auch noch in derzeit, in der das Gutachten in Auf­

trag gegeben und im Ausschuss beraten wurde.

Die Informationen, die ich in den letzten drei Druckabsätzen präsentiert habe, wurden von der An­

klage nicht ins Verfahren eingebracht.
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Die Anklage im Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher zitierte während der Verhandlung vier Pas­

sagen aus dem Gutachten, das Anfang 1940 für den Ausschuss für Nationalitäten recht der AfDR erstellt 

worden war. Ich gebe sie im Folgenden im deutschen Originalwortlaut in der Reihenfolge wieder, in 

der die Anklage sie verlas. Die erste Passage lautet folgendermaßen:

Das Generalgouvernement kann bei Durchführung kostspieliger und z.T. langfristiger Mass­

nahmen zur Hebung der landwirtschaftlichen Produktion bestenfalls 1—1,5 Mill. Umsiedler 

aufnehmen, denn es ist vielfach schon übervölkert. [...] | S. 210 [...] Bei Zusiedlung von 1,6 

Mill, würde die Reichszahl (1925) vom 133 Einwohnern auf den qkm erreicht werden, was 

praktisch infolge ländlicher Überbevölkerung und mangelnder Industrie einen doppelten 

Überdruck hervorrufen muss.

Diese Zahl 1,6 Mill, würde knapp genügen, um aus den Reichsgrenzen abzuschieben:

die Juden aus dem befreiten Osten (über 600 000), Teile der übrigen Juden, vorzugsweise 

jüngere Altersgruppen, aus dem Altreich, der Ostmark, dem Sudetengau, dem Protektorat 
(zus. über 1 Million), [...]20

20 Trial ofThe MajorWarCriminalsbeforethe International Military Tribunal vom 14.11.1945-1.10.1946,42 volumes, 
1947-1949, Volume 26: Documents Numbers 405-PSto 1063 (d)-PS (1947), S. 209f.21 Ebd., S. 21 Of.22 Ebd., S. 211.

Offensichtlich belegt diese Passage aus dem Gutachten für den Ausschuss für Nationalitätenrecht 

der AfDR, dass bereits Anfang des Jahres 1940 in der AfDR umfangreiche Deportationen von Juden 

ins Generalgouvernement geplant wurden.

Die zweite Passage schließt direkt an das Ende der zweiten Passage an. Sie belegt, dass neben den 

Juden für zwei weitere Personengruppen ihre Umsiedlung ins GG geplant wurde. Zum einen sollte 

die polnische Elite ins GG separiert werden. Zum anderen sollten Teile der „bäuerlichen Landbe­

völkerung“ aus den eingegliederten Gebieten ins GG abgeschoben werden, um „Streifen deutscher 

Siedlung“ im neuen »Reichsosten« durch Deutsche aus dem »Altreich« neu bilden zu können:

die politisch belastete und führungsfähige polnische Intelligenz,

die führenden Wirtschaftler, darunter Grossgrundbesitzer, Industrieunternehmer, Gross­

kaufleute usw.

die bäuerliche Landbevölkerung, soweit sie Platz machen muss, um die siedlungsmässige 
Einkreisung polnischen Volksbodens im Reichsosten durch Streifen deutscher Siedlung21

Die dritte Passage lautet:

Zur Entlastung des Wohnraumes der Polen sowohl im Generalgouvernement als auch im 

befreiten Osten [ins Deutsche Reich eingegliederte Gebiete Polens; mw] sollte man billige 

Arbeitskräfte zu vielen Hunderttausenden auf Zeit herausnehmen, sie für einige Jahre im 

Altreich [Territorium des Deutschen Reichs in den Grenzen von 1937; mw] ansetzen, und sie 

damit zugleich aus ihrem heimatlichen biologischen Wachstumsprozess ausschalten. (Dass 
sie sich im Altreich einschalten, muss verhindert werden!)22

Dass hunderttausende Menschen im »Altreich« Zwangsarbeit leisteten, ist inzwischen wieder be­

kannt. Dass dies u. a. auch geschah, um sie aus dem „biologischen Wachstumsprozess“ in ihrer Hei-
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mat und im »Altreich« auszuschalten, ist weniger bekannt. Dass dies nicht immer gelang, belegen 

Kindergräber russischer Zwangsarbeiterinnen auf dem Waldfriedhof in Duisburg.

Die vierte und letzte Passage, die von der Anklage aus dem AfDR-Gutachten verlesen wurde, lautet:

Es ist strengstens darauf zu achten, dass geheime Zirkulare, Denkschriften und Dienstkor­

respondenzen, die polenschädigende Anweisungen enthalten, unter dauerndem Verschluss 

gehalten werden, damit sie nicht eines Tages in Paris, oder U.S.A. gedruckte Weissbücher 
füllen.23

23 Trial ofThe Major War Criminals beforethe International Military Tribunal vom 14.11.1945-1.10.1946,42volumes, 
1947-1949, Volume 26: Documents Numbers 405-PSto 1063 (d)-PS (1947), S. 24124 Vgl. Trial ofThe Major War Criminals betöre the International Military Tribunal vom 14.11.1945-1.10.1946,42 vol- 
umes, 1947-1949, Volume 3 (1947), S. 578.25 Vgl. Trial ofThe Major War Criminals beforethe International Military Tribunal vom 14.111945-110.1946,42 vol- 
umes, 1947-1949, Volume 3 (1947), S. 578.26 Trial ofThe Major War Criminals before the International Military Tribunal vom 14.11.1945-1.10.1946,42 volumes, 
1947-1949, Volume 26: Documents Numbers405-PS to 1063 (d)-PS (1947), S. 234.

Direkt im Abschluss an die Wiedergabe dieser Passage erinnerte die Anklage die Richter an Propa­

gandakampagnen Nazi-Deutschlands gegen polnische Bücher, die während des Zweiten Weltkriegs 

veröffentlicht worden waren und die von nationalsozialistischen Verbrechen berichteten:

Your Honors will recall, from your own experiences, the vicious Propaganda campaigns 

conducted by Nazi Germany to discredit the Polish books when they made their appearance 

in countries friendly to Poland. The last paragraph of this document which I have just read 
gives the lie to that whole Nazi Propaganda campaign.24

Im nächsten Schritt kündigte die Anklage an, sie werde beweisen, dass die belegten Pläne keine blo­

ßen, von Juristen ersponnenen Theorien waren, sondern rücksichtlos verwirklicht wurden:

The plans for the deportation of thousands of innocent people, which are set forth in the 

document from which I have just quoted, were not mere theories spun by lawyers. They rep- 

resented, as the next three documents to be offered in evidence will show, a program which 
was, in fact, ruthlessly executed.25

Bevor ich die von der Anklage angekündigten Beweismittel für diese Behauptung noch exempla­

risch vorstelle, zitiere ich selbst eine fünfte Passage aus dem Gutachten für den Ausschuss für Na­

tionalitätenrecht der AfDR vom Januar 1940, die durch ihre Wortwahl einen besseren Einblick in 

die geistige Verfassung des Gutachters und seiner Auftraggeber gewährt als die vier anderen Passa­

gen:

In welchem Umfang die Trennung von Laus und Pelz, d. h. das Zusammensiedeln und Iso­
lieren der Juden durchgeführt werden soll, ist eine Geld- und Raumfrage und setzt beste Lo­

kalkenntnisse voraus. Grundsätzlich sollten wir in einigen Distrikten dem polnischen Volk, 

dem wir eine harte Zukunft nicht ersparen können, in unserem Interesse die Wohltat der 

Befreiung von allen Juden, praktisch jedenfalls von zahlreichen besonders parasitären Ju­
den, zubilligen.26

Miriam Wildenauer
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Index natürlicher Personen

Im folgenden Index sind in der Regel nur natürliche Personen, keine nichtnatürlichen Personen wie 

Körperschaften öffentlichen Rechts oder Firmen verzeichnet. Es gibt Ausnahmen: Gott und Götter 

und das Freikorps Epp.

Ich habe versucht, alle Personen, die ich direkt erwähne, in den Index aufzunehmen. Bei Personen, 

deren Namen ich häufigerwähne, habe ich mich miteinerAuswahlder Seitenangaben begnügt. Bei 

Personen, deren Namen ich nur selten erwähne, habe ich versucht, alle Erwähnungsstellen in den 

Index aufzunehmen. Bei Personen, deren Namen von anderen Autoren erwähnt werden, habe ich 

keine Vollständigkeit angestrebt. Fehlschreibungen eines Namens (z. B. „Karl Schmidt“) habe ich 

unter dem richtigen Namen (z. B. „Carl Schmitt“) indiziert, wenn erkennbar ist, welche Person (z. B. 

Carl Schmitt) gemeint ist.

Soweit mir die Lebensdaten der genannten Personen bekannt sind, gebe ich sie an. Wenn das nicht 

der Fall ist, teile ich mit „Lebensdaten unbekannt“. Wenn ich nur das Geburtsdatum oder nur das To­

desdatum nicht kenne, teile ich das jeweils durch „Geburtsdatum unbekannt“ oder „Todesdatum“ 

unbekannt mit. Manchmal teile ich Näherungswerte an die Lebensdaten mit, indem ich an den un­

bekannten Stellen Fragezeichen setze. Zum Beispiel: 189?-19??. Wenn die genannte Person noch lebt, 

teile ich nur das Geburtsjahr mit: *1971.

In der Regel gebe ich nur die Geburts- und Todesjahre an. Nur dann, wenn das genauere Datum 

sachlich besonders relevant ist, gebe ich das genauere Datum an. Dass der Reichspräsident Paul von 

Hindenburg am 2. August 1934 starb, ist zum Beispiel sachlich besonders relevant.

Wenn ich die Lebensdaten einer Person nicht ermitteln konnte, gebe ich in einigen Fällen die Eigen­

schaft an, durch die sie im Kontext vorgestellt wurde, zum Beispiel „Schloffer, Oswald (Lebensdaten 

unbekannt), Herausgeber von „Im Angesicht des Galgen“(1953)“.

Achelis, Hans (1865-1937) 324
Achelis, Johann Daniel (1898-1963) 241,324
Adlberger, Susanne (* 1976) 217,259
Ahlmann, Wilhelm (1895-1944) 241
Ahrens, Ralf (*1963) 186
Albrecht, Erich (1890-1949) 633
Altwegg, Jürg (* 1951) 193
Alverdes, Paul (1897-1979) 463
Amann, Max (1891-1957) 119,283
Anderson, Dennis LeRoy (* 1940) 22,24,105f., 

142f., 164,I66f., 169f., 218f., 221, 260,266,270, 
507

Anrich, Ernst (1906-2001) 600
Apelt, Otto (1845-1932) 49
Apfel,Alfred (1882-1941) 635
Arendts, Wilhelm (1883-1958) 50,142,148f., 172, 

356f., 506,523, 577, 609,668
Aristoteles (384 v. Chr.-322 v. Chr.) 109,254f.
Attolico, Bernardo (1880-1942) 177

Aubet, Cubet und Querre (Sagengestalten) 465 
Augustinus (354-430) 60,256

Bach, Johann Sebastian (1685-1750) 324
Backe, Herbert (1896-1947) 133
Baeumler, Alfred (1887-1968) 25,89, 94,99,193, 

215, 236
Bajohr, Frank (* 1961) 85
Bakunin, Michail Alexandrowitsch

(1814-1876) 239
Baldus, Rudolf (* 1895-nach 1920) 612
Bang, Paul (1879-1945) 385
Barash, Jeffrey (* 1949) 213
Bartels, Friedrich (1892-1968) 647
Barth, Hans (1904-1964) 176
Barth, Heinrich (1900-nach 1945) 83
Barth, Karl (1886-1968) 176,220
Bauer, Fritz (1903-1968) 44
Bauer, Karl (1868-1942) 328
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